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UNERLAGEN ZUR PRESSEKONFERENZ

Montag, 19. März 2007, 10:00 Uhr

Café Hohlrieder, im City Point, 1. Stock, Leopold-Werndl-Straße 2, 4400 Steyr

mit:

NR-Abg. Dipl.-Ing. Dr. Wolfgang PIRKLHUBER

Agrarsprecher der Grünen im Parlament

Obmann der Grünen Bäuerinnen und Bauern Oberösterreich

Abgeordneter der Region

Kurt APFELTHALER

Grüner Fraktionsobmann im Steyrer Gemeinderat

Sabine SCHARDAX

Bezirkssprecherin der Grünen Steyr-Land

Fraktionsobfrau der Grünen Aschach/St. 

Thema: 

Was bringt das Regierungsprogramm für die Region?

Energiebilanz städtischer Objekte – Verkehrspolitik/ÖPNV - Konzept Steyr-Land

Wolfgang Pirklhuber: Was bringt das Regierungsprogramm für die Region?

„Die zentralen sozial-ökologischen Weichenstellungen für die Lösung der Zukunftsthemen auch unserer Region werden weiter aufgeschoben. Nicht wenige der zentralen Wahlversprechen wurden gebrochen. Insbesondere eine offensive Energiewende hin zu erneuerbaren Energien hätte tausende von zusätzlichen Arbeitsplätzen geschaffen und die regionale Wirtschaft massiv gestärkt!“ ist Wolfgang Pirklhuber enttäuscht vom rot-schwarzen Regierungsübereinkommen.

Das Regierungsprogramm ist eine einzige Enttäuschung, ohne klaren Kurs, ohne Visionen, ohne Klärung der Konfliktfragen. Die strittigen Themen wurden in insgesamt 40 Arbeitsgruppen abgeschoben, für die allermeisten Projekte gilt ein Finanzierungsvorbehalt. Die SPÖ ist bei Kernthemen völlig umgefallen, die zentralen Wahlversprechen Bildungsreform, Eurofighter, Ablehnung der Studiengebühren, Gesundheits- und Pensionsreform wurden vollständig gebrochen. Bei Finanzen und Budget bleibt fast alles beim Alten. Statt in die Zukunft zu investieren, wird der Grasser-Kurs mit Spar-Paketen und Wahl-Zuckerln fortgesetzt.

Oberösterreich leidet unter fehlendem Bundes-Elan beim Klimaschutz, mangelhaften Sozial-Übereinkommen und schleppender Bildungsreform!

Keine Maßnahmen für Klimaschutz und Armutsbekämpfung und gegen Transitverkehr vorgesehen

Völlig versagt das Regierungsübereinkommen auch beim Klimaschutz – wieder fehlen die notwendigen klaren Ziele und vor allem die Maßnahmen für die wichtigste Überlebensfrage. Auch in den zentralen weiteren umweltpolitischen Bereichen wird meist nicht viel mehr als eine Überschrift geliefert. Wesentliche Sozialanliegen, wie ein effektives Armutsbekämpfungsprogramm und ein Konzept für mehr Steuergerechtigkeit (Stiftungen sind steuerfrei!!) fehlen.  

Klimaschutz im Verkehrsbereich würde bedeuten: offensiver Ausbau des öffentlichen Verkehrs auch im ländlichen Raum und klarer Vorrang für Energieeffizienz! Die Einnahmen aus der Erhöhung der MÖST müssten vor allem im Sinne des Klimaschutzes den umweltfreundlicheren Verkehrsträgern zugute kommen. Und: Es sind keinerlei Maßnahmen gegen die Zunahmen des Transit-Warenverkehrs vorgesehen!

Die geplante Übergabe des Eigentums an den Bundesstraßen an die ASFINAG ist ein weiterer Privatisierungsschritt, daher ist es wenig seriös, wenn generell behauptet wird, die neue Regierung habe mit Privatisierung nichts am Hut.

Eine offensive Ausrichtung der Wohnbauförderung am Passivhausstandard nicht erst am Sankt Nimmerleinstag, sondern innerhalb der Legislaturperiode würde einen kräftigen innovativen Schub und deutlich mehr CO2-Einsparungen bringen.  

Eine Novelle des Ökostrom-Gesetzes ist nicht vorgesehen! Damit wird Strom aus Photovoltaik-Anlagen völlig ausgebremst – obwohl zahlreiche Firmen im Solar-Energiebereich in Österreich federführend tätig sind. 

Ausbau der Bioregionen statt Intensivierung der Landwirtschaft

Das neue Programm für den ländlichen Raum bringt eine verstärkte Intensivierung der Landwirtschaft, statt einen Ausbau der Bio-Regionen und der gentechnikfreien Produktion. 

Pirklhuber: „Wir Grüne werden mit Hochdruck dafür arbeiten, dass Grüne Zukunftskonzepte gestärkt und trotz schwacher oder schlechter Rahmenbedingungen das Beste für die Region erreicht werden kann. Wir wollen eine zukunftsorientierte und offene Politik mit den Schwerpunkten: Öko-Wirtschaft, Sozialausbau und Demokratie-Offensive.

Als Abgeordneter möchte ich in meiner Arbeit für die Regionen des Traunviertels daher noch mehr BürgerInnen-Nähe erreichen. Meine Aktivitäten sind ab sofort auf meiner persönlichen Homepage www.pirklhuber.at einzusehen, ebenso meine Sprechtage in den einzelnen Bezirken. Damit können alle Menschen in der Region unmittelbar und direkt mit mir in Kontakt treten“, sagt Wolfgang Pirklhuber.

Kurt Apfelthaler: Energiebilanz städtischer Objekte

 „Die Stadt Steyr hat kein Energiekonzept das auf erneuerbare Energien setzt. Daher haben wir einen entsprechenden Antrag im Gemeinderat eingebracht, damit endlich die Chancen der erneuerbaren Energien insbesondere Biomasse, Photovoltaik und Biogas auch in Steyr endlich offensiv genutzt werden. Es sollte eigentlich selbstverständlich werden, dass bei allen öffentlichen Gebäuden optimale Wärmedämmung zum Standard wird. Gerade die Altgebäude-Sanierung könnte viel Energie einsparen und würde helfen das ohnehin angespannte Stadt-Budget zu entlasten“, argumentiert Gemeinderat Kurt Apfelthaler. 

Der Grün-Mandatar wünscht sich mehr Engagement für Öffentlichkeitsarbeit und Bewusstseinsbildung für erneuerbare Energien durch die Stadtverwaltung.  Ein Muster-Projekt mit Schulen will Apfelthaler ebenfalls initieren. Unter dem Thema „Energie-Detektive“ sollen Schülerinnen mithelfen die Energiekosten in den Schulgebäuden durch Aufspüren von Einsparungspotentialen zu senken. Die eingesparten Kosten sollen zu 50 % der Schule für innovative Projekte von der Stadt gutgeschrieben werden, wünscht sich Apfelthaler als Belohnung für mehr Energieeffizienz. 

Sabine Schardax: ÖPNV-Konzept Steyr-Land ist für die gesamte Region eine entscheidende Zukunftschance!

Auf Anregung des Landes Oberösterreich wird derzeit ein regionales öffentliches Personen-Nahverkehrskonzept erarbeitet, in welches bis jetzt allerdings allein die Bürgermeister der jeweiligen Gemeinden eingebunden sind.

Beim PKW-Verkehr sind die Treibhausgasemissionen seit 1990 um fast 50% von 8,7 Millionen Tonnen auf 12,7 Millionen Tonnen gestiegen, die Bilanz beim LKW-Verkehr ist noch dramatischer: seit 1990 eine Verdreifachung von 3,1 auf 10 Millionen Tonnen. Klimaschutzmaßnahmen im Verkehr dürfen in Zeiten des Klimawandels keine vagen Ideen mehr sein – sie müssen zur Norm werden, um wirksam zu greifen:

Nachhaltige Verkehrsstrukturen aufbauen

„Für den Bezirk und JEDE EINZELNE GEMEINDE ist das ÖPNV-Konzept eine unglaubliche Chance, nachhaltige Verkehrsstrukturen aufzubauen, einen bedeutenden Schritt in Richtung einer verkehrsentlasteten Zukunft zu gehen, dadurch für mehr Lebensqualität und Sicherheit der Menschen zu sorgen und einen wirksamen Beitrag zum Klimaschutz zu leisten!“ so Schardax. „Ob das ÖPNV-Konzept auch im Bezirk Steyr-Land ein die Fahrgastanzahl steigerndes – und somit gelingendes – Projekt wird, liegt derzeit noch sehr am Willen und der Aktionsbereitschaft der Bürgermeister.“  

Schardax erinnert daran, dass „gute Bus- und Bahnanbindungen, eine optimale Taktung der Linien und das Angebot ausreichender günstiger öffentlicher Verkehrsmittel zu den geforderten Zeiten auch im Sinne einer JEDEN zukunftsorientierten Gemeinde ist, welche ihre Zuwanderung fördern möchte bzw. gegen die Abwanderung tätig sein will: Viele Menschen machen die Wahl ihres Wohnsitzes bereits davon abhängig, ob sie bzw. ihre Kinder Arbeitsplatz oder die Schule mit öffentlichen Verkehrsmitteln erreichen können.“

Die Bau-, Betriebs- und Erhaltungskosten des Landes- und Gemeindestraßennetzes explodieren. Staus gehören zur Tagesordnung jedes frustrierten Autofahrers. Als Reaktion werden meist unter Einsatz von Millionen von Euro neue Straßen errichtet, bereits vorhandene Straßen immer häufiger saniert. Die gegenwärtige Verkehrspolitik behandelt vorrangig die Finanzierung von  Baumaßnahmen, ungeachtet, ob diese überhaupt noch zielführend ist.

Nachhaltige Flächenwidmung

„Die Entscheidung des Gemeinderates, ob ein Gebiet in Bauland umgewidmet wird, muss künftig damit verbunden sein, ob der Anschluss an öffentliche Verkehrsmittel gegeben ist und darf nicht mehr – wie jetzt noch viel zu oft – von Partikularinteressen geprägt sein! Im Sinne eine nachhaltigen Flächenwidmung kann auf diese Art effektiv der weiteren Zersiedelung unserer Region entgegengewirkt, die Wirtschaftlichkeit gefördert, Lebensqualität gesteigert und die Umwelt geschont werden“, betont die Obfrau der Grünen Aschach.

Rad- und Wegenetz benutzerfreundlich ausbauen

„Nötig ist es auch, Rad- und Wegnetze in unserer Region benutzerfreundlich auszubauen: Geh- und Radwege sollen zur Nutzung einladen: beispielsweise durch räumliche Trennung zur übrigen Fahrbahn mittels Bepflanzung der vorhandenen Grünstreifen und durch das Anbringen von Sitzbänken. Auch Haltestellen öffentlicher Verkehrsmittel müssen unter dem Aspekt des Komforts für die Fahrgäste errichtet bzw. gestaltet werden. Leider wurde beides in den vergangenen Jahrzehnten im Bezirk völlig verabsäumt!“ so die Bezirkssprecherin der Grünen.

Bundesweit ist es für Schardax u.a. vorstellbar, auf Basis massiv auszubauender und verbesserter öffentlicher Verkehrsmittel

· diese neue Mobilitätsmöglichkeit den Pendelnden zu Stoßzeiten gratis anzubieten und

· das private Car-Sharing besonders zu fördern.

Öffi-Ausbau bringt Gemeinden viele Vorteile

„Rein aus finanzieller Sicht bedeutet eine Verbesserung des öffentlichen Verkehrs für die Gemeinden: höhere Lebensqualität→ Aufwertung der Region/jeder einzelnen Gemeinde → höherer Zuzug → mehr EinwohnerInnen → wachsende Einnahmen der Gemeinde → Reduzierung des finanziellen Abgangs“, ist Sabine Schardax überzeugt.
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